
BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
GESCHÄFTSABTEILUNG 11/14 

GZ. 26 1005/1-11/14/9V..zd 

An den 
Präsidenten des Nationalrates 
Parlament 

Dr. Karl Renner-Ring 3 
1010 Wie n ~e1rifft GE~ETZENlWU jN 

-'. ............. ,. -!~'::>. ... -.('~!::11g 

Betr: 

Datum: 1 3. -1111/ 10G7 ......... . 

Verteilt .. :.:..t.L .... /J,: ..... !... .. ~ C / ...•............. 

lillif ttite,: IPvtJJd"....-
Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dim 
integrierten Vertriebenen aus Bosnien-Herzegowina 
das weitere Aufenthaltsrecht gesichert wird; 
Stellungnahme des BMF im Begutachtungsverfahren; 

DVR: 0000078 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015 Wien 
Telefax: 513 39 37 

Sachbearbeiter: 
OKoär. Mag. Höllhumer 
Telefon: 
51 433/1288 DW 

Das Bundesministerium für Finanzen beehrt sich in der Anlage seine Stellungnahme an 

das Bundesministerium für Inneres zum Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem integrierten 

Vertriebenen aus Bosnien-Herzegowina das weitere Aufenthaltsrecht gesichert wird, in 25 

Ausfertigungen zu übermitteln. 

. November 1997 

Für den Bundesminister: 

Dr. Steger 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR FINANZEN 
GESCHÄFTSABTEILUNG 11/14 

GZ. 26 1005/1-11/14/97 

An das 
Bundesministerium für Inneres 

Herrengasse 7 
1014 Wie n 

Betr: Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
integrierten Vertriebenen aus Bosnien-Herzegowina 
das weitere Aufenthaltsrecht gesichert wird; 
Stellungnahme des BMF im Begutachtungsverfahren; 
z.ZI. 76.201/153-SL IV/97 

DVR: 0000078 
Himmelpfortgasse 4-8 
Postfach 2 
A-1015 Wien 
Telefax: 5133937 

Sachbearbeiter: 
OKoär. Mag. Höllhumer 
Telefon: 
51 433/1288 DW 

Gegen Intention und Inhalt des vorliegenden Gesetzesentwurfs bestehen aus Sicht des 

BMF keine Einwände. 

Im Sinne des § 14 Bundeshaushaltsgesetz wird jedoch ersucht, in die Erläuterungen 

zum Punkt "Kosten" auf Basis der von do. zu ermittelnden Anzahl der vom gegenständlichen 

Gesetzesentwurf erfaßten Personen eine Darstellung der finanziellen Auswirkungen des 

Gesetzesentwurfs (Minderausgaben infolge Reduktion der im Rahmen der Bund/Länder

Aktion unterstützten Personen) aufzunehmen. 

12.... November 1997 

Für den Bundesminister: 

Dr. Steger 
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